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Ausgangslage 

Mit Schreiben vom 12. Juli 2022 unterbreitet die Baudirektion des Kantons Zürich den Ge-

meinden den Entwurf der Teilrevision des Energiegesetzes (EnerG) zur Stellungnahme. Die 

Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 28. Oktober 2022. 

 

Erwägungen 

Mit der langfristigen Klimastrategie hat der Regierungsrat des Kantons Zürich aufgezeigt, 

wie er mit der Herausforderung des Klimawandels umgehen will. Die Baudirektion hat da-

rauf basierend eine Vorlage zur Teilrevision des Energiegesetzes ausgearbeitet. Das im kan-

tonalen Energiegesetz enthaltene CO2-Reduktionsziel ist inzwischen überholt.  

 

Die vom Regierungsrat am 26. Januar 2022 festgesetzte langfristige Klimastrategie enthält 

neue Klimaziele. Der Regierungsrat strebt an, das Ziel Netto-Null möglichst bis 2040, spä-

testens jedoch bis 2050 zu erreichen. Netto-Null bedeutet, dass der Ausstoss von Treib-

hausgasemissionen auf Kantonsgebiet so weit wie möglich vermieden werden soll. Nicht zu 

vermeidende Treibhausgas-Emissionen müssen der Atmosphäre dauerhaft entzogen und ge-

speichert werden.  

 

Die Klimastrategie sieht zudem ein Zwischenziel vor: Bis 2030 sollen die Treibhausgasemis-

sionen gegenüber 1990 um 48 % reduziert werden. Diese Ziele sollen gesetzlich verankert 

werden und das bisherige CO2-Reduktionsziel ersetzen. Die Klimaziele gelten nicht wie die 

geltende Regelung im EnerG allein für CO2, sondern neu für alle Treibhausgase (einschliess-

lich Methan, Lachgas, synthetische Treibhausgase), ausgedrückt in CO2-Äquivalenten.  

 

Der Klimawandel bringt Folgen mit sich, an die eine Anpassung nötig ist. Daher sollen künf-

tig auch Ziele zur Anpassung an den Klimawandel gesetzlich verankert werden. Zudem sol-

len gesetzliche Bestimmungen eingeführt werden, die der Erreichung der Klimaziele im Kli-

maschutz und in der Klimaanpassung dienen. Gemäss Art. 102a der Kantonsverfassung ha-

ben sich Kanton und Gemeinden für die Begrenzung des Klimawandels und dessen Auswir-

kungen einzusetzen. Sie sollen ihre Massnahmen insbesondere darauf ausrichten, Treib-

hausgasneutralität zu erreichen. Diese Aufträge aus der Verfassung sind auf Gesetzesstufe 

zu konkretisieren. 
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Auswirkungen auf die Gemeinden 

Mit der Teilrevision wird explizit verankert, dass die Gemeinden dafür sorgen, dass Mass-

nahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung ergriffen werden. Sie können dazu Mass-

nahmen in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich umsetzen und Massnahmen Dritter fördern. 

Wie auch beim Kanton zieht die Umsetzung bzw. Förderung von Massnahmen entspre-

chende personelle und/oder finanzielle Aufwände nach sich. Diese sind stark von der Art der 

Massnahmen, die ergriffen werden, abhängig und können nicht in ihrer Gesamtheit beziffert 

werden.  

 

In § 8k EnerG werden Massnahmen mit Bezug zur Beschaffung in Gemeinden verankert. Die 

energetische Sanierung der Gebäude, der Bau von Solaranlagen und die Umstellung der 

Fahrzeugflotte sind einerseits mit personellen und finanziellen Aufwänden verbunden, füh-

ren andererseits zum Teil aber auch zu Kosteneinsparungen.  

 

Auswirkungen auf Private und Unternehmen  

Die Teilrevision hat keine direkten Auswirkungen auf Private und Unternehmen. Direkte 

Auswirkungen können jedoch später durch Massnahmen zur Zielerreichung entstehen. Zur 

Erreichung der Klimaziele ist ein geeigneter Mix von Massnahmen umzusetzen, der dazu 

führt, dass die fossilen Energieträger grösstenteils ersetzt und Treibhausgasemissionen in 

allen Sektoren weitestgehend vermieden werden.  

 

Dafür sind bis 2040 Investitionen in eine fortschrittliche Infrastruktur notwendig, so zum 

Beispiel in den Gebäudesektor und den Aufbau von Infrastruktur für die Elektromobilität. 

Die Dekarbonisierung bietet wirtschaftliche Chancen, birgt aber auch Herausforderungen. 

Branchen oder Betriebe, deren Tätigkeiten mit erheblichen Treibhausgasemissionen verbun-

den sind, werden Prozessumstellungen vornehmen müssen, damit die neuen Klimaziele er-

reicht werden können. Dies ist beispielsweise bei Anbietern und Installateuren von Öl- und 

Gasheizungen, bei Garagisten oder bei Kaminfegern der Fall. In vielen Branchen laufen be-

reits Bestrebungen zur Dekarbonisierung, die allenfalls zum Erreichen der neuen Klimaziele 

intensiviert werden müssen. Dennoch können potenziell negative Arbeitsplatz- und Wert-

schöpfungseffekte in den betreffenden Branchen auftreten.  

 

Im Weiteren ist darauf zu achten, dass die Dekarbonisierung als gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe sozial gerecht durchgeführt wird. So stellen einerseits manche Instrumente wie Mo-

bility Pricing oder die Rückvergütung der CO2-Abgabe für einkommensschwache Haushalte 

überwiegend eine Entlastung dar. Andererseits können beispielsweise energetische Gebäu-

desanierungen zu höheren Mieten führen.  

 

Gesamtauswirkungen 

Entschiedener globaler Klimaschutz kann gefährliche Störungen des Klimasystems und die 

daraus resultierenden Folgen beträchtlich vermindern. Zwar erfordert die rasche Abkehr von 

fossilen Energieträgern innerhalb der nächsten zwei Jahrzehnte erhebliche Mehrinvestitionen 

im Vergleich zu einem «Weiter-wie-bisher». Damit können jedoch immer weiter zuneh-

mende Klimafolgen und damit verbundene Schäden und Kosten verhindert werden. Die re-

sultierenden Kosten des Nicht-Handelns sind auf lange Sicht deutlich teurer als Investitionen 

in die Stabilisierung des Klimas. Gleichzeitig entstehen durch die Entwicklung von Lösungen 

zum Klimaschutz auch Chancen für die Volkswirtschaft, die es zu nutzen gilt.  

 

Stellungnahme der Gemeinde Fällanden 

Die Gemeinde Fällanden begrüsst die Revision des EnerG. Insbesondere die Ziele im Bereich 

Klimaschutz werden unterstützt. § 8f EnerG fordert, dass «der Kanton und die Gemeinden 
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dafür sorgen, dass Massnahmen zum Klimaschutz umgesetzt werden». Hierbei ist es wich-

tig, dass der Kanton die Gemeinden in der Massnahmen-Umsetzung unterstützt, speziell bei 

der Anwendung der übergeordneten Gesetzesbestimmungen wie PBG §§ 222, 223 und 295 

sowie der Auslegung von EnerG §§ 11, 11a und 11b. Zusätzlich sollen ökonomische Anreize 

zum Energiesparen geprüft werden. 

 

Beschluss 

 

1. Die Stellungnahme zum Vernehmlassungsentwurf für die Revision des Energiegesetzes 

des Kantons Zürich erfolgt im Sinne der Erwägungen.  

 

2. Die Abteilung Tiefbau und Werke wird beauftragt, die Vernehmlassungsantwort im 

elektronischen Vernehmlassungsportal der Baudirektion zu erfassen und fristgereicht 

einzureichen. 

 

Mitteilung durch Protokollauszug 

– Akten 

 

Mitteilung per E-Mail 

– Abteilungsleitung Tiefbau und Werke 
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Leta Bezzola Moser, Protokollführerin 

 

Versand: 6. Oktober 2022 

 

 


